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Merkblatt 

zur 

Verwertung von pechhaltigem Straßenaufbruch 
in Verkehrsflächen außerhalb des Geschäftsbereichs 

des Landesbetriebes Straßen und Verkehr Rheinland-Pfalz 
 
 
Für eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung (§ 5 Abs. 3 KrW-/ AbfG) von pech-
haltigem Straßenaufbruch in Verkehrsflächen außerhalb des Geschäftsbereichs des LSV 
müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 
 
1. Der Einbau von aufbereitetem pechhaltigem Straßenaufbruch (HGT-/EGT-Material) darf 

nur in größeren Baumaßnahmen erfolgen.  
Als Größenordnung werden Baumaßnahmen definiert, in denen mindestens 3.000 t pechhalti-
ger aufbereiteter Straßenaufbruch verwertet werden. 
Begründung: 
Ziel dieser Festlegung ist es zu verhindern, dass belastetes Material in kleineren Baumaßnah-
men letztendlich kleinflächig verteilt „überall“ anzutreffen ist. Dieser Grundsatz findet sich 
auch in den LAGA Mitteilungen 20 für die Verwertung von pechhaltigem Straßenaufbruch. Im 
Sprachgebrauch des Straßenbauers handelt es sich um größere Baumaßnahmen, wenn Stra-
ßen mit mehr als 1 km Länge gebaut werden. Bei einer angenommenen Breite von ca. 7 m 
z.B. für Gemeindeverbindungsstraßen, einer üblichen Einbaudicke von ca. 0,20 m und einer 
Dichte von ca. 2,2 t/m³ ergibt sich die oben genannte Mindestmenge. 

 
2. Grundeigentümer und Bauherr soll die öffentliche Hand sein oder sie übernimmt ver-

traglich die Unterhaltungspflicht. 
Begründung: 
Um sicherzustellen, dass spätere Nachsorgepflichten eingehalten werden und ggf. eine Ent-
sorgung des belasteten Materials nach dem Ende der Nutzungsdauer finanziell gewährleistet 
ist, scheidet die Verwertung durch einen privaten Träger aus. 
Ausnahmen, z.B. bei größeren Vorhaben (Flugfeldbau, Frachthallenbau), sind im Einzelfall 
mit der Oberen Abfallbehörde zu regeln. Dabei ist insbesondere sicherzustellen, dass ent-
sprechende Instandhaltungsmaßnahmen durchgeführt werden, bei einer Veräußerung des 
Grundstücks der Käufer über den Einbau des pechhaltigen Materials informiert wird und ent-
sprechende Sicherheiten für eine ggf. spätere Entsorgung des pechhaltigen Materials vorlie-
gen. Auch müssen die Grundstückseigentümer und die im Grundbuch ggf. eingetragenen 
Gläubiger dem Vorhaben zustimmen. 

 
3. Die Verkehrsfläche soll dem öffentlichen Verkehr gewidmet sein. 

Eine Verwendung von pechhaltigem Straßenaufbruch kann im kommunalen Straßenbau erfol-
gen. Die Verwendung in Wirtschaftswegen ist jedoch ausgeschlossen. 
Begründung: 
Hierdurch wird eine regelmäßige Kontrolle und Unterhaltung der Verkehrsfläche und damit die 
Funktion der technischen Sicherungsmaßnahmen gegen Wassereintritt langfristig gesichert. 
Bei Wirtschaftswegen würden zudem die bau- bzw. umwelttechnischen Anforderungen zu un-
wirtschaftlichen Kostensteigerungen führen. Ausnahmen wie unter Pkt. 2 aufgeführt sind mög-
lich. 

 
4. Der Einbau darf nicht in Flächen erfolgen, in denen mit häufigen Aufgrabungen zu 

rechnen ist. 
Zu Gebieten mit häufigen Aufgrabungen gehören regelmäßig Wohn-, Misch- und Gewerbege-
biete. Dagegen können in Industriegebieten mit großräumiger Struktur und in großflächig par-
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zellierten Gewerbeflächen die Ver- und Entsorgungstrassen so konzipiert werden, dass nicht 
mit häufigen Aufgrabungen zu rechnen ist. 
Begründung: 
Zur Vermeidung von späteren ungewollten Verschleppungen durch Grabungsarbeiten sind 
Einbauflächen, in denen Ver- und Entsorgungsleitungen verlegt worden sind oder werden, 
nicht zulässig (z. B. innerörtliche Verkehrsflächen). Dies ist auch in den LAGA Mitteilungen 20 
so vorgesehen. 

 
5. Anforderungen an die Ausführung 

Bautechnische, umwelttechnische und organisatorische Anforderungen an die Baumaßnah-
me, wie z.B. der Aufbau des Straßenkörpers, die Sicherungsmaßnahmen und die Kontrollprü-
fungen, müssen denen einer qualifizierten Straße entsprechen. Die Kontrollprüfungen gemäß 
der Regelwerke des FGSV sind vom Auftraggeber der Baumaßnahme direkt zu beauftragen. 
Es sind die Anforderungen der LAGA Mitteilungen 20 (nur gebundener Einbau) und die der 
RuVA-StB 01 (mit Änderungen des allgemeinen Rundschreibens des BMVBW vom 
15.12.2004) sowie die besonderen, bei der Verwendung von pechhaltigen Ausbaustoffen he-
ranzuziehenden technischen Merkblätter der FGSV zu beachten. Sie sind in dem „Leitfaden 
für die Behandlung von Ausbauasphalt und Straßenaufbruch mit teer-/pechtypischen Be-
standteilen“, Dezember 2005, zusammengestellt und entsprechend anzuwenden.  
Begründung: 
Diese Forderung ergibt sich aus fachlicher Sicht. Es wäre nicht nachvollziehbar, warum eine 
Verwertung von pechhaltigem Straßenaufbruch im kommunalen Straßenbau anderen bau-
technischen, umwelttechnischen und organisatorischen Anforderungen genügen müsste als 
bei einer Verwertung im Zuständigkeitsbereich des LSV. 

 
6. Dokumentation durch den Bauherrn und die zulassende Behörde 

Vor einer Verwertung von pechhaltigem Material sind die abfallrechtlichen Nachweispflichten 
für besonders überwachungsbedürftige Abfälle und die Andienungspflicht an die SAM zu be-
achten.  
Zusätzlich hat der Bauherr nach Abschluss der Baumaßnahme diese  mittels Stammdaten-
blatt in dem Umfang zu erfassen, wie es die LAGA Mitteilungen 20 für eine Z 2-Verwertungs-
maßnahme vorsehen, unter Beifügung aktualisierter Bestandspläne für den Grundriss und für 
die maßgebenden Querschnitte. 
Die dokumentierten Daten zu den eingebauten pechhaltigen Massen sind durch den Straßen-
baulastträger oder die das Vorhaben zulassende Behörde so zu erfassen und zu archivieren, 
dass sie dauerhaft und jederzeit zugänglich bleiben, z.B. mit Hilfe einer Straßendatenbank 
oder eines geographischen Informationssystems. Die Daten sind auch dem Landesamt für 
Umwelt, Wasserwirtschaft und Gewerbeaufsicht zur zentralen Erfassung zu übergeben. 
Begründung: 
Die Daten müssen dauerhaft zugänglich sein, damit eine unkontrollierte Freisetzung von 
pechhaltigem Material bei späteren Tiefbauarbeiten verhindert wird.  
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